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Zur Landtagskandidatur in Rhede 

Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Delegiertinnen und 

Delegierten, ich darf Euch ganz herzlich begrüßen. 

Liebe Inge, ich freue mich, dass Du die Sitzung leitest.  

Ich begrüße auch die Vertreter der Presse. 

Ich habe 1994 die höchsten Zugewinne im Bezirk Weser-Ems 

mit + 4,6 Prozent der Erststimmen erzielt. Bei den Zweitstim-

men hatten wir ebenfalls die größten Zuwächse in Höhe von + 

4,2 Prozent im Bezirk Weser-Ems. Das hat mich ermutigt, 

noch einmal anzutreten und ich hoffe, dass 1998 das Ergebnis 

noch weiter verbessert werden kann. 

Viele Delegierte kennen mich aus der politischen Arbeit in der 

Kreis-SPD. Trotzdem will ich mich allen, die mich noch nicht 

kennen, kurz vorstellen. Anschließend möchte ich zu einigen 

politischen Fragen, die mich bewegen, Stellung beziehen. 

Ich bin 47 Jahre alt und verheiratet.  

Seit 25 Jahren bin ich SPD-Mitglied und bin zur Zeit stellver-

tretender SPD-Kreisvorsitzender.  

Ich bin langjähriges Mitglied der ÖTV. 

Seit 1992 bin ich Kreisvorsitzender der Arbeiterwohlfahrt des 

Emslandes. 

Ich arbeite in der Johannesburg, einem Träger der Jugendhilfe 

und bin dort im Bereich der beruflichen Bildung verantwort-

lich für junge Menschen, deren Ausbildung  durch die Arbeits-

verwaltung gefördert wird, weil sie besondere Lernschwierig-

keiten haben und weil sie deshalb keine Lehrstelle finden. 

Meine berufliche Entwicklung ist sehr abwechslungsreich und 

hat mein politisches Engagement mit geprägt. 

Nach abgeschlossenem Soziologiestudium habe ich zunächst 

an der Wissenschaftlichen Begleitung eines Modellversuchs 

über Jugendkunstschulen in Nordrhein-Westfalen mitgearbei-

tet. Anschließend war ich Bildungsreferent für den Landesver-

band der Jugendkunstschulen in NRW.  

Durch meine Frau, die Papenburgerin ist, kam ich 1984 ins 

Emsland. Durch den Wohnortwechsel habe ich längere Zeit 

der Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen müssen. 

Nach einer Tätigkeit als ABM-Kraft  in einem Projekt  mit 

Jugendlichen in der Bewährungs-hilfe, dem Umbau eines 

Fischkutters zu einem Motorsegler, begann  meine Tätigkeit 

bei der Johannesburg.  

Ich habe meinen Werdegang deshalb so ausführlich geschil-

dert, um deutlich zu machen, dass ich dadurch breitgefächerte 

Kompetenzen und Erfahrungen erhielt, die meine politischen 

Zielsetzungen geprägt haben und Einfluss auf meine konkrete 

politische Arbeit haben.  

Ich sehe die Schwerpunkte meiner politischen Arbeit in den 

Sozialen Fragen, der Jugendarbeit und der Beruflichen 

Bildung, aber auch der kulturellen Bildung.  

Da ich längere Zeit arbeitslos gewesen bin, kann ich auch sehr 

gut die Probleme, die damit verbunden sind, beurteilen. Darin 

begründet ist auch mein  Eintreten für die Bildung eines 

neuen, gemeinwirtschaftlichen Beschäftigungssektor.  

Ich möchte heute die Gelegenheit nutzen, Euch und die Öffent-

lichkeit mit Überlegungen zu zwei Politikbereichen zu kon-

frontieren, die dringend einer Lösung bedürfen: die Überwin-

dung der Massenarbeitslosigkeit und die Verantwortung für die 

Zukunft der Kinder und Jugendlichen. 

Unsere Gesellschaft driftet auseinander. Die Kluft zwischen 

Reichen und Armen wird in Deutschland immer größer. Die 

Massenarbeitslosigkeit hat im Februar 1997 mit 4,7 Millionen 

einen Höchststand erreicht und es ist nicht abzusehen, dass sie 

in diesem Jahr unter 4 Millionen sinken wird. Im Arbeitsamts-

bezirk Leer lag die Arbeitslosenquote im April bei 15,5 Pro-

zent, in Sögel sogar bei 16,1 Prozent. 

Wir scheinen widerspruchslos hinzunehmen, dass Millionen 

Menschen dauerhaft in Armut und sozialer Ausgrenzung leben 

müssen, während sich andere hemmungslos bereichern. 

Einen wirklichen Grund, ihre eigene und die Zukunft Deutsch-

lands in düsteren Farben zu malen, haben nur die fast fünf Mil-

lionen Arbeitslosen und diejenigen, die von Arbeitslosigkeit 

bedroht sind.  

Doch das lauteste Gejammer über den „Standort  Deutschland“ 

ertönt von den Konzernmanagern, von den Unternehmern und 

ihren Verbänden - auch von solchen, denen zweistellige Ge-

winnzuwächse noch nicht genug sind. 

Natürlich haben wir Standortprobleme. Wenn Siemens und 

BMW keine Steuern zahlen, obwohl ihre Bilanzen immer neue 

Höhen übersteigen. Wenn im dualen System nicht mehr aus-

gebildet wird, dann haben wir ein Standortproblem. Wenn 

Fachkräfte mit Vierzig „zu alt“ sind und vor die Tür gesetzt 

werden, dann ist dies ein Standortproblem. Aber das sind zum 

geringsten Teil Kosten-probleme sondern zum größeren Teil 

Probleme des Denkens, der Einstellung, mangelnder Flexibili-

tät und Innovationsbereitschaft bei den Unternehmen, aber 

auch im staatlichen Bereich.  

Wenn diese Probleme nicht gelöst werden, nützt auch die 

radikalste Senkung der Arbeitskosten nichts. 
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Einen internationalen Wettlauf um die niedrigsten Arbeits-

kosten und soziale und ökologische Deregulierung können und 

müssen wir nicht gewinnen. Letztlich wird es irgendwo immer 

billiger oder weniger reguliert sein. 

Wir müssen die Probleme anders lösen als durch Rezepte radi-

kaler Marktideologen, deren Einfluss in der Bonner Regierung 

immer noch zuzunehmen scheint. 

Wenn wir die Beschäftigungskrise bewältigen wollen, müssen 

wir uns wieder auf unsere Stärken besinnen. Die liegen in der 

verantwortungsbewußten Kooperation zwischen den Sozial-

partnern, in der Leistungsfähigkeit der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer, in ihrer Qualifikation und ihrem Vertrauen 

darauf, am Erfolg der gemeinsamen Arbeit beteiligt zu werden. 

Wir müssen für die Zukunft für jeden das Recht auf Arbeit 

garantieren. Denn in unserer Gesellschaft verwirklichen sich 

die Menschen in erster Linie durch ihre Arbeit. Die Erwerbs-

arbeit hat zentrale Bedeutung für das Bewusstsein und Selbst-

bewusstsein der Menschen. Deshalb müssen wir dafür sorgen, 

dass ausreichend menschengerechte Arbeitsplätze geschaffen 

werden möglichst ohne gesundheitliche Gefährdungen und 

ökologisch verträglich.  

Diese Landesregierung hat für das Emsland bewiesen, dass sie 

zwischen Wirtschaft und Umwelt einen Ausgleich finden kann 

und dabei Arbeitsplätze sichert und fördert. 

Beispiel hierfür ist die Unterstützung der Meyer-Werft durch 

die Emsvertiefung und der geplante Bau des Emssperrwerks, 

aber auch die Ansiedlung der Mercedes-Teststrecke.  

Ebenfalls  im Hinblick auf die Sicherung und Neubildung von 

Arbeitsplätzen ist die Landesregierung mit der Förderung So-

zialer Betriebe richtungsweisend. Während die Bundesregie-

rung die Mittel der Bundesanstalt für Arbeit kürzt und damit 

die Sozialhilfe-kosten für die Kommunen ansteigen lässt, hat 

die Landesregierung mit ihrem Förderprogramm einen ersten 

Schritt in Richtung Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit und 

Integration von Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt getan.  

Jeder Arbeitslose kostete im Jahr 1996 durchschnittlich 22.000 

DM.  Hierbei werden nur die Transferleistungen berücksich-

tigt. Rechnet man den Ausfall von Steuern und Sozialbeiträgen 

in Höhe von 19.400 DM dazu, kostet jeder Arbeitslose durch-

schnittlich 42.000 DM pro Jahr. 

Ein Arbeitsplatz im Sozialen Betrieb wurde 1996 in Höhe von 

32.600 DM gefördert. Der Kohlebergbau erhält übrigens jähr-

lich Subventionen für jeden Arbeitsplatz in Höhe von 125.000 

DM.  

Für jeden Arbeitsplatz im Sozialen Betrieb werden Beiträge 

für die Renten-,  Kranken- und Arbeitslosenversicherung in 

Höhe von 22.300 DM bezahlt. Das heißt, in dieser Höhe 

ergeben sich Rückflüsse an die öffentlichen Haushalte. 

Ein Arbeitsplatz im Sozialen Betrieb kostet die öffentliche 

Hand somit ca. 10.000 DM und damit weniger als die Hälfte 

der reinen Transferleistungen im Falle der Arbeitslosigkeit und 

weniger als ein Viertel der Gesamtkosten, die ein Arbeitsloser 

volkswirtschaftlich verursacht. 

Hinzu kommt, je länger Soziale Betriebe am Markt aktiv sind, 

umso höher ist ihre Selbstfinanzierung und nach fünf Jahren 

müssen sie auf eigenen Füßen stehen. 

Ich erhoffe mir für die Zukunft auch noch Programme für den 

Einstieg in einen neuen, gemeinwirtschaftlichen Beschäfti-

gungssektor. Den Begriff des „gemeinwirtschaftlichen Sek-

tors“ habe ich von Heide Simonis übernommen, weil er mir  

besser geeignet erscheint als der Begriff „2. Arbeitsmarkt“. Ich 

empfehle allen Ihr Buch „Kein Blatt vorm Mund“. Es bietet 

eine interessante Analyse gegenwärtigen Bundesrepublik ver-

bunden mit überzeugenden Argumenten für eine zukünftig 

notwendige aktive Arbeitsmarktpolitik. 

Es ist absurd, dass wir mehrere Millionen Menschen fürs 

Nichtstun bezahlen, sie in Abhängigkeit vom Staat bringen, 

obwohl die Pflege der lokalen Einrichtungen in sozialer, 

kultureller und ökologischer Hinsicht geradezu nach Arbeit 

schreit. Ein auf die ganze Republik ausgedehnter, gemein-

wirtschaftlicher Beschäftigungssektor könnte eine Vielzahl 

unterschiedlicher Betätigungs-möglichkeiten bieten.  

Der Aufbau eines „dritten Sektors“ zwischen Markt und Staat 

ist mehr und etwas anderes als die bisherige Arbeitsmarkt-

politik. Er zielt nicht unbedingt auf eine möglichst schnelle 

Reintegration in den „ersten“ Arbeitsmarkt, sondern ist der 

Versuch, das Wissen und die Fähigkeiten der Menschen für 

nützliche Tätigkeiten außerhalb des klassischen Erwerbs-

sektors zu mobilisieren. 

Es besteht für mich kein Zweifel: Viele Menschen wären 

dankbar für eine bezahlte Arbeit in einer gemeinnützigen 

Beschäftigungsinitiative. Die Idee für mehr gemeinwirt-

schaftliche, gesellschaftliche Arbeit lebt davon, ein breites 

Spektrum von halb privaten und halb staatlichen Lösungen 

zuzulassen, mit denen die strikte Trennung zwischen dem 

marktwirtschaftlichen und staatlichen Sektor überwunden 

wird. 

Warum können z.B. arbeitslose Kfz-Mechaniker nicht den 

Fuhrpark gemeinnütziger Vereine warten oder warum können 

arbeitslose Informatiker nicht EDV-Dienstleistungen für 

Umweltprojekte erbringen, z.B. in Form von Datenbanken für 

das Internet usw. 

Natürlich ist das alles nicht mit der reinen marktwirtschaft-

lichen Lehre vereinbar. Aber wer bei der Bekämpfung der 
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Massenarbeitslosigkeit nach ideologisch reinen Lösungen 

sucht, wird nicht weit kommen. 

Wenn es politisch gewollt ist, jährlich mehr als 160 Milliarden 

Mark zur Finanzierung der Massenarbeitslosigkeit und ihrer 

Folgen aufzubringen, dann gibt es keinen Grund, diesen Betrag 

statt dessen zur Finanzierung gesellschaftlich nützlicher Arbeit 

in einem neuen gemeinwirtschaftlichen Sektor zu nutzen. 

Statt die Konkurrenz zu beklagen, sollten die Unternehmen 

und ihre Verbandssprecher ihre Kraft darauf konzentrieren, 

sich beim Aufbau des gemeinwirtschaftlichen Sektors zu 

engagieren. Warum gibt es in Deutschland so wenig Reiche, 

die ihr Vermögen in Stiftungen zum Wohle der Allgemeinheit 

einbringen (wie z.B. Henry Nannen, Jan Philipp Reemtsma)? 

Der gemeinwirtschaftliche Sektor könnte auch Hilfe zur Arbeit 

für Behinderte und Benachteiligte sein.  

Unsere Gesellschaft wird daran gemessen, was sie für ihre 

Schwachen leistet. 

Wir werden in der Zukunft einen immer größeren Anteil an der 

Bevölkerung haben, die körperlich, seelisch oder auch geistig 

behindert sind. Wir haben die Verpflichtung, für eine Integra-

tion der Behinderten zu sorgen.  

Natürlich wird jeder die Frage nach der Finanzierbarkeit 

stellen.  

Das wichtigste Finanzierungsinstrument wäre eine ökologische 

Steuerreform, wie sie die SPD fordert. Aber wenn wir es ernst 

meinen mit der sozialstaatlichen Verpflichtung unseres Grund-

gesetzes, können wir den wirklich Reichen nur dort finanzielle 

Entlastung versprechen, wo sie ihr Geld in produktive Tätig-

keit und in die gemeinwirtschaftliche Arbeit fließen lassen. 

Wir brauchen eine neue Solidarität zwischen Kapital und 

Arbeit: Die Reichen müssen neu auf das Gemeinwohl ver-

pflichtet werden. 

Das zweite Politikfeld, das ich ansprechen möchte ist die 

Politik für die Jugend. 

Wenn wir uns die Situation der Kinder und Jugendlichen in der 

Bundesrepublik anschauen, so können wir feststellen: 

Die Rahmenbedingungen für die individuellen und gesell-

schaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder und 

Jugendlichen haben sich zwar grundsätzlich erweitert und ver-

bessert, gleichzeitig wird diese grundsätzlich offene Situation 

durch die Folgen der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-

lung in Frage gestellt. Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der 

Bundesregierung hat die Lebensperspektive weiter Teile der 

Kinder und Jugendlichen nachhaltig verschlechtert. Jugend-

politik wird häufig nur noch als „Kostenfaktor“ begriffen, der 

sich an späteren beruflichen Verwertungschancen zu orien-

tieren habe. 

Kindheit hat sich für weite Teile der Bevölkerung verändert. 

Als Folge des gesellschaftlichen Wandels hat sich die Struktur 

der Familie verändert. Die Zahl der Familien mit zwei berufs-

tätigen Elternteilen und von Alleinerziehenden hat sich erhöht. 

Trennungen von Eltern mit Aufnahme neuer Beziehungen 

durch ein Elternteil haben zugenommen. Immer häufiger be-

stimmen zerstörte Sozialstrukturen das Bild der Familien. Die 

davon ausgehenden Störungen und Instabilität im unmittel-

baren Lebensumfeld können Ängste und große Schwankungen 

in der emotionalen und sozialen Stabilität der Kinder hervor-

rufen. 

Jugend dauert heute immer länger. Kinder lösen sich einerseits 

dank verbesserter Bildung und des intensiven Medieneinflus-

ses früher vom Elternhaus und finden zu eigener Identität. 

Gleichzeitig verlängert sich das Jugendalter. Phasen der Zu-

satzausbildung, Warteschleifen und der Arbeitslosigkeit kom-

men hinzu und verzögern den Eintritt in die Ökonomische 

Selbständigkeit. 

Die Lebenslagen und Zukunftschancen Jugendlicher sind heute 

sehr unterschiedlich. Die Kluft zwischen Arm und Reich unter 

Heranwachsenden hat in den letzten Jahren zugenommen: 

 Die Ausbildungsplatzkrise spitzt sich zu. Seit 1992 

wurden ein Drittel der Aus-bildungsplätze abgebaut, 

während gleichzeitig die Zahl der Bewerber deut-lich 

angestiegen ist. Bis Ende April hat sich nach Angaben 

von Jagoda der Lehrstellenmangel dramatisch vergrößert. 

Neun Prozent mehr Ausbildungsbewerber als im Vorjahr 

wurden bei der Bundesanstalt registriert. Minister 

Rüttgers spricht davon, dass 186.000 Lehrstellen fehlen. 

 Jugendlichen ohne Ausbildung - aber auch immer stärker 

trotz abgeschlossener Ausbildung - droht als Perspektive 

Arbeitslosigkeit. Schon jetzt sind nahezu eine halbe Mil-

lion Jugendliche arbeitslos. 

 Ca. 1,2 Millionen junger Menschen unter  25  leben von 

der Sozial-hilfe;  jeder 7. Jugendliche lebt in Armut 

(Kinderschutzbund); ungefähr 50.000 Jugendliche sind 

obdachlos. 

 Der Anteil der Studierenden aus sozial schwächeren 

Familien wurde seit dem Amtsantritt der Regierung Kohl 

von 23 Prozent auf 12 Prozent reduziert. Der Anspruch 

auf das Schülerinnen- und Schüler-BAföG wurde ge-

strichen und für Studierende gekürzt. 

Auf diese Weise werden aus Wertevielfalt und scheinbar offe-

nen Lebensperspektiven Desorientierung der Jugendlichen und 

Destabilisierung ihrer Persönlichkeit. 

Aus individualisierten Lebensstilen erwachsen Vereinzelung 

und auf individuelle und unsolidarische Verhaltensweisen 

gegründete Durchsetzungsstrategien. Aus Hoffnungen werden 

Enttäuschungen bis hin zu Abkehr  von der demokratischen 
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Gesellschaft und vielfach der resignative Rückzug ins Private. 

Dieser Entwicklung müssen wir entgegen-treten. 

Dabei treffen wir auf den Widerspruch der 90er Jahre:  

Die Anforderungen an Bildung und Erziehung, Qualifizierung 

und Ausbildung werden immer differenzierter und anspruchs-

voller und die an den Staat gerichteten Erwartungen immer 

höher. Aber die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel 

steigen nicht in gleicher Weise. 

Klar ist, ohne  eine Neufassung des Finanzausgleichs zwischen 

Bund und Ländern wird Niedersachsen diese Zwickmühle 

nicht lösen können. 

Trotzdem stehen wir in den nächsten fünf Jahren in der Schul- 

und Bildungspolitik vor der Aufgabe, bildungspolitische 

Aufgaben so zu formulieren, dass sie die Reformerwartungen 

der Kinder und Jugendlichen, der Lehrkräfte, Eltern und 

pädagogischen Mitarbeiter aufnehmen, sich aber nicht ständig 

an den Barrieren finanzieller und demographischer Bedingun-

gen verschleißen. An der Art der Aufarbeitung dieser Schwie-

rigkeiten hängt die Glaubwürdigkeit der politischen Aussagen. 

Es gleicht einer Quadratur des Kreises, in den nächsten 5 Jah-

ren die Sicherung der Unterrichtsversorgung zu gewährleisten 

und gleichzeitig die rechtlichen Spielräume für die pädago-

gische Weiterentwicklung der Schulen zu schaffen. 

Besonders am Herzen liegt mir die Integration behinderter 

Kinder. 

Bei der Integration behinderter Kinder in die Schule hat die 

Landesregierung die Voraussetzungen geschaffen. Jetzt sind 

die Schulträger gefragt. 

Angepackt werden muss eine Reform der Haupt- und Real-

schule. Hier könnte durch eine Zusammenlegung von Haupt- 

und Realschule zur Sekundarschule ein integriertes System 

geschaffen werden, dass für viele Kommunen im Emsland 

interessant ist. 

Reduzierung der Arbeitszeit für Schüler 

Sorgen wird uns für die Zukunft die Lehrer-versorgung 

bereiten. Nicht allein aus diesem Grund, sondern auch weil 

unsere Kinder kaum noch Zeit für sich haben, sollte über die 

Lehrpläne nachgedacht werden, um zu überprüfen, ob die 

Schüler tatsächlich so viele Unterrichtsstunden brauchen. 

Beibehaltung des BGJ 

Unsere Landesregierung hat zwar den Ausstieg aus dem BGJ 

möglich gemacht. Ich bin ein Verfechter des BGJ. Gerade für 

die Aus-bildung im Handwerk ist es ein unverzichtbarer 

Bestandteil der dualen Ausbildung. Deshalb bin ich der 

Auffassung, dies sollte noch einmal überdacht werden. 

Vielleicht ist eine Umgestaltung des BGJ notwendig.      

Jugendpolitik muss für die Jugendarbeit wieder Anstöße 

geben, Richtungen zeigen und zu einem Chancenausgleich 

beitragen. Dazu gehört: 

 In der Jugendarbeit müssen verstärkt örtliche Verbund-

systeme der Jugendhilfe zur Verbesserung der Lebens-

welt geschaffen werden. 

 Das bestehende Angebot an Beratungseinrichtungen muss 

kinder- und jugendgemäßer ausgestattet werden. 

 Alternative Formen des Jugend-wohnens, Projekte 

gemeinsamen Wohnens und Arbeitens sind als geeignete 

Maßnahmen, Jugendliche zu integrieren weiter zu 

entwickeln. 

 Präventionsangebote müssen intensiviert werden. Nicht 

Strafe, sondern Vorsorge und differenzierte Angebote der 

Hilfe und Beratung werden benötigt. 

 Das Programm der arbeitsweltbezogenen Jugendsozial-

arbeit (Förderung von Jugendwerkstätten) muss beibehal-

ten und ergänzt werden durch Berufsvorbereitung unter 

Jugendhilfeaspekten. 

 Neue Formen der Schulsozialarbeit bzw. schulbezogenen 

Jugendsozialarbeit sind zu entwickeln. 

 Im zentralen Blickfeld der Jugendpolitik der nächsten 

Jahre muss die Berufsausbildung stehen. 

Im Bereich der beruflichen Bildung ist die Schere zwischen 

der steigenden Zahl von Jugendlichen und der sinkenden Zahl 

von Ausbildungsplätzen die größte Herausforderung an die 

Politik der Sozialdemokratie. Minister Rüttgers geht davon 

aus, dass 186.000 Lehrstellen fehlen. 

Unabdingbare Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der 

Lebensperspektive der Jugend ist es, dass ihnen ausreichende 

qualitativ hochwertige Ausbildungsplätze zur Verfügung 

gestellt werden.  

Die Wirtschaft darf dabei aus ihrer Verpflichtung, ausreichen-

de Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen, nicht entlassen 

werden. 

Das duale System der Berufsausbildung droht in eine „Zange“ 
zu geraten. Zum einen wächst der demographische Druck:  

 Bis zum Jahre 2005 nehmen die Schulabgängerzahlen um 

rund 30 Prozent zu.  

 Zum anderen ist in den alten Bundesländern im Zeitraum 

1990 bis 1995 die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil-

dungsverträge um rund ein Fünftel zurückgegangen. 

Über die Jahrtausendwende hinweg ist aus konjunkturellen, 

strukturellen sowie demographischen Gründen mit einer ange-

spannten Ausbildungsplatzsituation zu rechnen. Allein in 

Niedersachsen ist im Jahre 2005 gegenüber 1995 mit einem 

Mehrbedarf von 12.000 Ausbildungsplätzen zu rechnen. 
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Ein Gegensteuern kann einerseits nur in einer qualitativen 

Weiterentwicklung des dualen Systems liegen, andererseits 

muss aber auch eine Ausbildungsplatzabgabe für Betriebe, die 

nicht ausbilden in Erwägung gezogen werden. 

Zum Schluss möchte ich in diesem Zusammenhang noch auf 

die Hochschulbildung eingehen. 

Gegenwärtig erhält in Deutschland mehr als ein Drittel der 

jungen Generation ihre Berufsausbildung an einer Hochschule. 

Im Vergleich zu anderen Industrienationen nimmt Deutschland 

dabei keineswegs eine Sonderstellung und auch keine Spitzen-

position ein.  

Aufgrund des gegenwärtigen Strukturwandels liegt der 

zukunftgerichtete Beitrag eines Bundeslandes zu einer aktiven 

Arbeitsmarkt-politik ganz besonders darin, die zukünftige 

Generation zu qualifizieren. Die Zahl der Studienanfänger 

wird daher nicht zurückgehen, sondern eher steigen. 

Die Zukunftsfähigkeit Niedersachsens wird von der Qualität 

seiner Hochschulen und Forschungsinstitutionen sowie deren 

erfolgreichem Zusammenwirken mit den vorhandenen Wirt-

schaftsstrukturen abhängen. Es wird in den nächsten Jahren 

darauf ankommen, trotz der Krise der Staats-finanzen das 

Hoch- und Fachhochschulsystem und die Forschungsein-

richtungen zu stabilisieren. 

Dabei darf die Ausbildungsförderung für Studenten nicht 

vergessen werden. Die ursprüngliche Zielsetzung des BAföG, 

die Bildungsbeteiligung von Studierenden aus niedrigen 

Einkommensklassen deutlich zu erhöhen muss wieder eine 

stärkere Berücksichtigung finden. 

Die gemeinsame Entschließung des Rates der evangelischen 

Kirche und der Deutschen Bischofskonferenz  „Für eine 

Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ hat als eine zentrale 

Aussage: „Der Sozialstaat dient dem sozialen Ausgleich. 

Darum belastet er die Stärkeren zugunsten der Schwächeren.“ 

Mit der dort vertretenen Forderung, „die Solidarität der 

Gesellschaft zu stärken“, will ich schließen. Ich bitte um 

Nachsicht, wenn ich nur dir mir gegenwärtig wichtigen 

Politikfeldern gestreift habe. Aber es hat glaube ich auch 

wenig Sinn, wenn ich noch ausführlicher auf grundsätzliche 

Fragen eingegangen wäre. 

Zum Abschluss möchte ich feststellen: Wir haben 1990 mit 

dem Regierungswechsel in Hannover einiges auf den Weg 

gebracht, das es gilt selbst in finanziell schwierigen Zeiten zu 

erhalten und wo es geht auch weiter fortzuführen bzw. weiter 

auszubauen. 

Wir können meiner Meinung nach 1994 beruhigt vor den 

Wähler treten und ihm sagen: "Es lohnt sich SPD zu 

wählen." 
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